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Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, Baugrund-
gutachten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im 
Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. Eine Zulässigkeit der geplanten 
Nutzung vorausgesetzt, wird andernfalls die Übernahme der folgenden geotechnischen 
Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Auenlehm und Hasenweiler-Beckensedimenten unbekannter 
Mächtigkeit. Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur 
Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen. 
 
Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist 
zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen bautechnischen 
Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-
arbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Trag-
fähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
 
Boden 
 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise oder Anregungen vorzu-
tragen. 
 
Generell der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz 
(LBodSchAG) bei geplanten Vorhaben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte 
oder unbebaute Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, ein Bodenschutz-
konzept zur Gewährleistung des sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgangs 
mit dem Boden im Rahmen der weiteren Vorhabenplanung bzw. -durchführung zu  
erstellen ist. Eine Erstellung des Bodenschutzkonzepts nach DIN 19639 wird dringend 
empfohlen. 
 
 
Mineralische Rohstoffe 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
 
Grundwasser 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffent-
licher Belange von Seiten der Landeshydrogeologie und –geothermie (Referat 94) keine 
fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 
Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten 
oder hydrogeologischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im  
Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Aktuell findet im Plangebiet keine hydrogeologische Bearbeitung durch das LGRB statt. 
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TöB-Stellungnahmen des LGRB – Merkblatt für Planungsträger 

 
Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau im Regierungspräsidium (LGRB) nutzt für die 
Erarbeitung der Stellungnahmen zu Planungsvorgängen, die im Rahmen der Anhörung als Träger 
öffentlicher Belange (TöB) abgegeben werden, einen digitalen Bearbeitungsablauf (Workflow). Um 
diesen Workflow effizient zu gestalten und die TöB-Planungsvorgänge fristgerecht bearbeiten zu 
können, sind folgende Punkte zu beachten. 
 
 

1 Übermittlung von digitalen Planungsunterlagen 

Alle zum Verfahren gehörenden Unterlagen sind nach Möglichkeit dem LGRB nur digital 
bereitzustellen.  
 
Übermitteln Sie uns digitale und georeferenzierte Planungsflächen (Geodaten), damit wir diese in 
unser Geographisches Informationssystem (GIS) einbinden können. Dabei reichen die 
Flächenabgrenzungen aus. Günstig ist das Shapefile-Format. Falls dieses Format nicht möglich 
ist, können Sie uns die Daten auch im AutoCAD-Format (dxf- oder dwg-Format) oder einem anderen 
gängigen Geodaten- bzw. GIS-Format zusenden.  
 
Bitte übermitteln Sie Datensätze (bis max. 20 MB Größe) per E-Mail an abteilung9@rpf.bwl.de. 
Größere Datensätze bitten wir auf einem Datenträger oder in der Cloud zu übermitteln. Alternativ 
können wir alle zum Verfahren gehörenden Unterlagen auch im Internet, möglichst gesammelt in 
einer einzigen ZIP-Datei herunterladen. 
 
 

2 Dokumentation der Änderungen bei erneuter Vorlage 

Bei erneuter Vorlage von Planungsvorhaben sollten Veränderungen gegenüber der bisherigen 
Planung deutlich gekennzeichnet sein (z. B. als Liste der Planungsänderungen). 
 
 

3 Information zur weiteren Einbindung des LGRB in das laufende 
Verfahren 

Wir bitten Sie, von einer standardmäßigen Übermittlung von weiteren Unterlagen ohne eine 
erforderliche Beteiligung des LGRB abzusehen. Hierunter fallen Abwägungsergebnisse, 
Satzungsbeschlüsse, Mitteilungen über die Rechtswirksamkeit, Bekanntmachungen, 
Terminniederschriften ohne Beteiligung des LGRB (Anhörung, Scoping, Erörterung), 
immissionsschutzrechtliche Genehmigungen, wasserrechtliche Erlaubnisse, bau- und 
naturschutzrechtliche Genehmigungen, Entscheidungen nach dem Flurbereinigungsrecht, 
Eingangsbestätigungen. Sollten wir weitere Informationen zum laufenden Verfahren für erforderlich 
halten, werden wir Sie darauf in unserer Stellungnahme ausdrücklich hinweisen. 
 
 

4 Einheitlicher E-Mail-Betreff 

Bitte verwenden Sie im E-Mail-Verkehr zu TöB-Stellungnahmen als Betreff an erster Stelle das 
Stichwort „TöB“ und danach die genaue Bezeichnung Ihrer Planung. 
 

 

5 Hinweis zum Datenschutz 

Sämtliche digitalen Daten werden ausschließlich für die Erstellung der TöB-Stellungnahmen im LGRB 
verwendet.  
  

mailto:abteilung9@rpf.bwl.de
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6 Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologiedaten  

Für geologische Untersuchungen besteht eine gesetzliche Anzeigepflicht gemäß § 8 
Geologiedatengesetz (GeolDG) beim LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen im 
LGRBanzeigeportal zur Verfügung. 
 

Allgemeine Hinweise auf Informationsgrundlagen des LGRB 

 
Die Stellungnahmen des LGRB als Träger öffentlicher Belange basieren auf den Geofachdaten der 
geowissenschaftlichen Landesaufnahme, welche Sie im Internet abrufen können: 
 

A Bohrdatenbank 

Die landesweiten Bohr- bzw. Aufschlussdaten können im Internet abgerufen werden: 
 Als interaktive Karte  

 Als WMS-Dienst 

 
 

B Geowissenschaftlicher Naturschutz 

Für Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. Die 
Daten des landesweiten Geotop-Katasters können im Internet abgerufen werden: 

 Als interaktive Karte   

 Als WMS-Dienst 
 

 

C Weitere im Internet verfügbare Kartengrundlagen 
Eine Übersicht weiterer verfügbarer Kartengrundlagen des LGRB kann im Internet abgerufen werden 
und im LGRB-Kartenviewer visualisiert werden. 
 

Unsere Tätigkeit als TöB – Beiträge des LGRB für die Raumordnung und Bauleitplanung – haben wir 

in der LGRB-Nachricht Nr. 2019/05 zusammengefasst und veröffentlicht. Sie interessieren sich für 

unsere LGRB-Nachrichten? Abonnieren Sie unseren LGRB-Newsletter.  

 
 
Für weitere Fragen oder Anregungen stehen wir unter der E-Mail-Adresse: abteilung9@rpf.bwl.de 
gerne zur Verfügung.  
 
Die aktuelle Version des Merkblattes finden Sie auf unserer Internetseite www.lgrb-bw.de,  Service 
> LGRB-Downloads; dann im Feld „Suche“ den Begriff „TÖB“ eingeben. 

 

 

 

Wir bedanken uns für Ihre Unterstützung! 

 

 

https://anzeigeportal.lgrb-bw.de/
https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_adb
https://services.lgrb-bw.de/index.phtml?REQUEST=GetCapabilities&VERSION=1.1.1&SERVICE=WMS&SERVICE_NAME=lgrb_adb
https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geotope
https://services.lgrb-bw.de/index.phtml?REQUEST=GetCapabilities&VERSION=1.1.1&SERVICE=WMS&SERVICE_NAME=lgrb_geotope
https://produkte.lgrb-bw.de/informationssysteme/geoanwendungen/index_html?
https://maps.lgrb-bw.de/
https://lgrb-bw.de/download_pool/lgrbn_2019-05.pdf
https://www.lgrb-bw.de/service/anmeldeformular-fuer-lgrb-nachrichten
mailto:abteilung9@rpf.bwl.de
https://www.lgrb-bw.de/
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I.  Raumordnung 

 

Die Gemeinde Wolpertswende beabsichtigt im Ortsteil Mochenwangen für den Be-

reich am nördlichen Ende der Straße >An der Eisenbahn< einen Bebauungsplan auf-

zustellen. Aufgrund der Vielzahl bereits vorhandener und geplanter Nutzungen soll 

ein Sonstiges Sondergebiet, das dem Nutzungszweck >Wohnen, Gewerbe, Pferdehal-

tung< dient, festgesetzt werden. 

Das ca.0,93 ha große Vorhabengebiet ist im rechtswirksamen Flächennutzungsplan 

als gewerbliche Baufläche dargestellt. Eine Änderung des FNP soll im Parallelverfah-

ren erfolgen. 

 

 

(1) Raumordnung 

Hinsichtlich der raumordnerischen Beurteilung des Vorhabens wird auf die Stellung-

nahme des Regionalverbandes Bodensee-Oberschwaben vom 30.11.2023 verwie-

sen, der sich die höhere Raumordnungsbehörde anschließt. 

 

Die bauleitplanerischen Aspekte bitten wir mit dem zuständigen Landratsamt Ravens-

burg abzustimmen. 

 

 

(2) Einzelhandel 

Gemäß den vorgelegten Unterlagen beabsichtigt die Gemeinde Wolpertswende die 

Erweiterung des Bebauungsplans >Gewerbegebiet An der Eisenbahnstraße< sowie 

die Änderung des FNP in diesem Bereich. Als Art der baulichen Nutzung soll ein 

Sonstiges Sondergebiet >Wohnen, Gewerbe, Pferdehaltung< festgesetzt werden, um 

die Vielzahl der vorhandenen und geplanten Nutzungen abzubilden. 

 

Aus Sicht des Einzelhandels äußert die Höhere Raumordnungsbehörde keine grund-

sätzlichen Bedenken gegen die Festsetzung eines Sonstigen Sondergebiets, ohne je-

doch eine Abschätzung abzugeben, ob die Festsetzung eines Sonstigen Sonderge-

biets mit den genannten Nutzungsarten überhaupt möglich ist. Bei der Festsetzung 

der Art der baulichen Nutzung sind jedoch die Vorgaben des Landesentwicklungs-

plans sowie des Regionalplans Bodensee-Oberschwaben zum Einzelhandel, insbe-

sondere die Agglomerationsregelung des Plansatzes 2.7.0 Z (8) der Fortschreibung 
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des Regionalplans Bodensee-Oberschwaben zu beachten. Im Hinblick auf die Agglo-

merationsregelung empfiehlt es sich, Einzelhandel als Art der baulichen Nutzung aus-

zuschließen. 

 

Bzgl. der Änderung des Flächennutzungsplans in diesem Bereich äußert die höhere 

Raumordnungsbehörde aus Sicht des Einzelhandels ebenfalls keine grundsätzlichen 

Bedenken, da sich aus dieser Darstellung hinsichtlich der Festsetzungen zum Einzel-

handel ein rechtmäßiger Bebauungsplan entwickeln lässt.  

 

Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

 

 

 

II.  Hochwasserschutz 

 

Wir weisen darauf hin, dass der Bebauungsplan "Gewerbegebiet An der Eisen-

bahnstraße" in Wolpertswende-Mochenwangen bei einem extremen Hochwasserer-

eignis (HQextrem) betroffen ist. 

 

Direktlink: https://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de/public/q/26lgzfWjPt-

hvHQca7SX03D  

 

Entsprechende Schritte (wie z.B. Regelungen zur Vermeidung und Verminderung von 

Hochwasserschäden, Aspekte zur Sicherung von Hochwasserabfluss und 3rückhal-

tung, Gebäude hochwasserangepasst geplant und gebaut werden etc.) müssen er-

griffen werden.  

In diesem Zusammenhang wird insbesondere auf § 78b WHG >Risikogebiete außer-

halb von Überschwemmungsgebieten< (=u.a. extreme Hochwasserereignisse) und 

den dort genannten Vorgaben verwiesen. 

 

Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten im Sinne des § 78b Absatz 

1 WHG (i.d.R. Flächenausdehnung HQextrem der HWGK) sind nachrichtlich (BauGB 

§9 Abs. 6a) im Bebauungsplan darzustellen. 
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Abwasser 

Die Neuerschließung des Gebietes muss nach derzeitigen wassergesetzlichen Vorgaben über ein modifizier-
tes System erfolgen (getrennte Ableitung von Niederschlagswasser und Schmutzwasser), wenn dies schadlos 
und mit einem verhältnismäßigen Aufwand möglich ist, § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Das 
Schmutzwasser muss der Sammelkläranlage zugeführt werden, § 46 Abs. 1 Wassergesetz (WG). Das Regen-
wasser kann versickert bzw. in einen Vorfluter eingeleitet werden, § 55 Abs. 2 WHG. 

Versickerung 

Die Dimensionierung und Gestaltung einer Sickeranlage ist der DWA-A 138 zu entnehmen. Die Versickerung 
hat über eine mind. 30 cm mächtige Bodenschicht zu erfolgen. Der Einbau einer Zisterne entbindet nicht vom 
Bau einer Sickeranlage. Es spricht jedoch nichts gegen den Einbau einer Zisterne mit Überlauf in eine Versi-
ckerungsanlage. 

Für die Entwässerungskonzeption ist eine Aussage über die Untergrundbeschaffenheit (Bodendurchlässig-
keit, Altlasten, Flurabstand) erforderlich, z.B. durch ein Bodengutachten. 

Einleitung in einen Vorfluter 

Wird das Niederschlagswasser in einen Vorfluter eingeleitet, so muss eine Retention (vorübergehende Spei-
cherung von Regenwasser um die Abflussspitzen zu verringern) gemäß DWA-A 117 dimensioniert und erstellt 
werden. Das Volumen kann auch über den vereinfachten Ansatz 3 m³ / 100 m² Ared ermittelt werden, Ver-
ordnung über die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser. 

Im Bebauungsplan (planungsrechtliche Festsetzung und Hinweise bzw. in der örtlichen Bauvorschrift) muss 
eine eindeutige und verbindliche Regelung zur Entwässerungssystematik aufgenommen werden. Es muss 
klar vorgegeben sein, wie Schmutzwasser und wie Niederschlagswasser – auch von privaten Flächen - besei-
tigt wird. Werden zur abwassertechnischen Erschließung des Gebietes öffentliche Anlagen erforderlich, müs-
sen diese im Benehmen mit der Wasserbehörde hergestellt werden. Die notwendigen Planunterlagen sind 
ggf. rechtzeitig vorzulegen, § 48 WG. 

Auf Flächen deren Niederschlagswasser über die Regenwasserkanalisation geleitet wird, darf kein Abwasser 
im Sinne von verunreinigtem Wasser anfallen. Entsprechende Arbeiten wie z.B. Autowäsche, Reinigungsar-
beiten, sind nicht zulässig, § 55 Abs. 1 WHG.  

Drainagen sind nur zulässig, wenn kein Grundwasser abgesenkt wird (§ 9 WHG) und der Ablauf der Drainage 
in ein oberirdisches Gewässer einleitet. Andere Drainagen sind nicht zulässig, § 3 Abwasserverordnung. Ist 
die modifizierte Entwässerung nicht mit verhältnismäßigem Aufwand möglich (z.B. kein Vorfluter, kein si-
ckerfähiger Untergrund), so muss ein Nachweis der Unverhältnismäßigkeit geführt werden, § 55 Abs. 1 WHG. 
Nicht beschichtete Metalldächer aus Kupfer, Zink, Blei erhöhen den Gehalt der Schwermetalle im Dachflä-
chenabfluss. Deshalb sind diese in Baugebieten mit Versickerung zu vermeiden. 

Leitfaden: Naturverträgliche Regenwasserbewirtschaftung, DWA-A 138.  

Die Versickerung von Metalldächern bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis, die beim Landratsamt, Untere 
Wasserbehörde zu beantragen ist. Dachinstallationen, wie Verwahrungen, Dachrinnen u. Fallrohre aus 
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Kupfer, Zink, Titan-Zink und Blei erhöhen den Metallgehalt im Niederschlagswasser, und sollten aus Gründen 
des Gewässerschutzes deshalb vermieden werden. Es wird empfohlen die alternativen Materialien aufzufüh-
ren: Aluminium, beschichtetes Zink, oder Edelstahl und Kunststoffteile. 

Gewerblicher Bereich 

Die Versickerung bzw. Einleitung des Niederschlagswassers von Dach- und Hofflächen von Gewerbetrieben 
bedarf in der Regel einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Dies ist mit dem Landratsamt abzuklären. Es muss 
überprüft werden, ob eine Vorbehandlung des Niederschlagswassers erforderlich ist. (Verordnung über die 
dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser.) Betriebe, bei denen belastetes Niederschlagswasser an-
fällt, dürfen nur angesiedelt werden, wenn die schadlose Beseitigung gewährleistet ist, z.B. durch ausrei-
chend dimensionierte MW/SW-Leitungen. 

Hinweis 

Bei der Bemessung der Schmutzwasserkanalisation ist eine Reserve für belastetes Niederschlagswasser von 
Gewerbebetrieben mit einzuplanen. Es darf nur unbelastetes Niederschlagswasser versickert oder eingelei-
tet werden 

Grundwasser 

Wasserversorgung § 1 Abs. 6 Ziff. 8 e Baugesetzbuch (BauGB) 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans sind die Belange der Wasserversorgung zu berücksichtigen. Diese 
sind dann hinreichend berücksichtigt, wenn die Gebäude an eine auf Dauer gesicherte, einwandfreie öffent-
liche Wasserversorgung angeschlossen werden. In der Begründung zum Bebauungsplan ist die wasserversor-
gungstechnische Erschließung des Baugebietes kurz darzustellen. 

Grundwasserschutz § 1 Abs. 5 BauGB 

Die Bauleitpläne sollen dazu beitragen, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen. 

Wegen der überragenden Bedeutung der Ressource Grundwasser als eine wesentliche Lebensgrundlage sind 
Eingriffe in den Grundwasserhaushalt beim Bauen zu vermeiden bzw. zu minimieren. Um gesicherte Erkennt-
nisse über die Grundwassersituation zu erhalten, empfehlen wir vorab in grundwassernahen Bereichen (Ta-
lauen, Quellbereiche usw.) Baugrunderkundungen mittels verpegelten Erdaufschlussbohrungen durchzufüh-
ren. Bei der Beurteilung der Grundwasserstände ist der Schwankungsbereich des Grundwassers zu berück-
sichtigen. 

Falls Grundwasserbenutzungen (Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten, Ableiten, Aufstauen, Absenken 
und Umleiten von Grundwasser) notwendig werden, ist die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt an-
zuwenden, um eine Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner 
Eigenschaften zu vermeiden.  

Drainagen im Grundwasserbereich, sowie Sickerschächte sind grundsätzlich nicht zulässig. Um in kritischen 
Bereichen Schadensfällen vorzubeugen, ist zu prüfen, ob nicht auf Untergeschosse verzichtet werden kann. 
Wenn nicht, wird empfohlen, die im Grundwasserbereich zu liegen kommenden Baukörper wasserdicht und 
auftriebssicher herzustellen. 

Die im Grundwasserbereich eingebrachten Materialien dürfen keine schädlichen auslaugbaren Beimischun-
gen enthalten. 
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Wir bitten im Bebauungsplan folgende Hinweise aufzunehmen: 

Grundwasserbenutzungen bedürfen in der Regel einer wasserrechtlichen Erlaubnis gem. §§ 8, 9, 10 WHG. 
Diese ist bei der Unteren Wasserbehörde beim Landratsamt Ravensburg zu beantragen. Die für das Erlaub-
nisverfahren notwendigen Antragsunterlagen müssen nach § 86 Abs. 2 WG von einem hierzu befähigten 
Sachverständigen gefertigt und unterzeichnet werden. Ein Formblatt über die notwendigen Unterlagen ist 
bei der Unteren Wasserbehörde erhältlich.  

Eine Erlaubnis für das Zutagefördern und Zutageleiten von Grundwasser zur Trockenhaltung einer Baugrube 
kann grundsätzlich nur vorübergehend erteilt werden. 

Die unvorhergesehene Erschließung von Grundwasser sowie Erdaufschlüsse aller Art hat der Unternehmer 
gem. § 49 Abs. 2 WHG in Verbindung mit § 43 WG bei der Unteren Wasserbehörde des Landratsamtes un-
verzüglich anzuzeigen. Die Untere Wasserbehörde trifft die erforderlichen Anordnungen 
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BODENSCHUTZ 
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Bei der Aufstellung von Bauleitplänen ist nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Baugesetzbuch (BauGB) der Boden als Belang 
des Umweltschutzes - auch im vereinfachten bzw. beschleunigten Verfahren nach §§ 13, 13 a, 13 b BauGB - 
zu berücksichtigen. Die Belange des Bodens sind sachgerecht abzuwägen und müssen ihren Niederschlag, in 
Begründung, Festsetzungen und Hinweisen und ggfs. zusätzlich im Umweltbericht zum Bauleitplan finden. 

Nach § 1 a Abs. 2 BauGB wird ein sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden gefordert. Im 
Sinne eines sparsamen Umgangs mit der nicht vermehrbaren Ressource Boden ist es notwendig, den 
Verbrauch von Böden quantitativ und qualitativ zu bilanzieren und auf Böden zu lenken, die eine möglichst 
geringe Leistungsfähigkeit aufweisen. Die Möglichkeiten der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der 
Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung sind zu nutzen. 

Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen (z.B. Filter für Staub und Schadstoffe, Wasserreinigung und 
Speicherung, Standort für Pflanzen, Hausgärten, Temperatur und Klima) sind möglichst zu vermeiden, 
unvermeidbare Beeinträchtigungen sind zu minimieren und auszugleichen (§ 1 a Abs. 3 BauGB). 
Insbesondere der Mutterboden ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung 
oder Vergeudung zu schützen. 

Zur Erfüllung der Vorsorgepflicht nach § 7 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind Bodeneinwirkungen 
so weit wie möglich zu vermeiden oder zu vermindern. 

Flächennutzungsplanung 

Gemäß § 5 BauGB können verschiedene bodenrelevante Darstellungen im Flächennutzungsplan getroffen 
werden. Nach § 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB können durch die Darstellung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft planerisch vorbereitet werden. 

Insbesondere bei hochwertigen Böden sollen Alternativen geprüft werden. 

Bebauungsplanung 

Es wird empfohlen, folgende Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen: 

Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu beschränken (§ 1 a BauGB). 

Vorschläge für weitere mögliche fachliche Hinweise: 

- Pflanzgebote können nur langfristig funktionieren, wenn ein entsprechender Boden als Grundlage 
vorhanden ist und bei der Herstellung dieser Bodenschichten die gängigen Vorgaben zum Umgang mit 
dem Boden (DIN 19639, DIN 19731 und DIN 18915–6-2018) beachtet werden. 

- Ausweisung von Flächen zur temporären Lagerung von Bodenmaterial/Mietenflächen (ggf. als 
Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB). 

- Auf den nicht überbaubaren bzw. nicht überbauten Grundstücksflächen sind Bodenversiegelungen auf 
das notwendige Maß zu beschränken. Durch Baumaßnahmen verdichtete, nicht überbaubare Böden sind 
nach Beendigung der Baumaßnahmen durch geeignete Maßnahmen zu lockern. Aufschüttungen: 
Oberboden darf nicht überschüttet werden. 



Landratsamt Ravensburg – Bau- und Umweltamt – April 2022 

 

Es wird empfohlen, folgende Hinweise aufzunehmen: 

- Bei der Ausführung von Vorhaben ist auf einen fachgerechten und schonenden Umgang mit dem Boden 
zu achten, entsprechend der Darstellung in der Broschüre „Bodenschutz beim Bauen“. 
https://www.rv.de/site/LRA_RV_Responsive/get/params_E-305685187/18658595/Flyer-LK-
Bodenschutz.pdf   
Die DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauarbeiten“, DIN 19731 
(„Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Bodenmaterial“) und DIN 18915 („Vegetationstechnik im 
Landschaftsbau – Bodenarbeiten“) sind bei der Bauausführung einzuhalten, 
https://www.beuth.de/de/norm/din  

- Soll bei einem Vorhaben auf einer nicht versiegelten, nicht baulich veränderten oder unbebauten Fläche 
von mehr als 5000 m2 auf den Boden eingewirkt werden, hat der Vorhabenträger für die Planung und 
Ausführung des Vorhabens zur Gewährleistung eines sparsamen, schonenden und haushälterischen 
Umgangs mit dem Boden ein Bodenschutzkonzept (BSK) zu erstellen (§ 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und 
Altlastengesetz (LBodSchAG)). Inhalte des Bodenschutzkonzepts sind in der DIN 19639 aufgelistet. 

- Die Umsetzung des BSK ist bei Vorhaben mit einer Fläche von mehr als 10.000 m2 von einer fachkundigen 
bodenkundlichen Baubegleitung zu überwachen (§ 2 Abs. 3 LBodSchAG). 

- Nach § 3 Abs. 3 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) soll bei der Ausweisung von Baugebieten 
und der Durchführung von Bauvorhaben ein Erdmassenausgleich angestrebt werden. Dies gilt in 
besonderem Maße in Gebieten mit erhöhten Schadstoffgehalten in Böden nach § 12 Abs. 10 Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV). Für nicht verwendbare Aushubmassen sollen 
entsprechende Entsorgungsmöglichkeiten eingeplant werden. Durch planerische Maßnahmen (z.B. 
Straßenführung, Tiefgaragen, Höhenlage Straße - Gebäude) sollte der Flächenverbrauch und der 
Bodenaushub reduziert werden. 

- Bei Vorhaben mit einem zu erwartenden Anfall von mehr als 500 m3 Bodenaushub ist ein 
Verwertungskonzept zu erstellen (§ 3 Abs. 4 LKreiWiG). 

- Bei Abtrag, Lagerung und Transport des Oberbodens ist auf einen sorgsamen und schonenden Umgang 
zu achten, um Verdichtungen oder Vermischungen mit anderen Bodenhorizonten zu vermeiden. Zu 
Beginn der Baumaßnahmen ist der anstehende Oberboden abzutragen und bis zur Wiederverwertung in 
profilierten Mieten ohne Verdichtungen zu lagern. Die i.d.R. darunter folgenden Bodenhorizonte, also 
kulturfähiger Unterboden und unverwittertes Untergrundmaterial, sind ebenfalls beim Ausbau sauber 
voneinander zu trennen und getrennt zu lagern. Die Bodenmieten sind mit tiefwurzelnden 
Gründüngungspflanzen zu begrünen. Bei einer Wiederverwertung des Bodenmaterials vor Ort sind die 
Böden bei der Wiederherstellung von Grünflächen möglichst entsprechend ihrer ursprünglichen 
Schichtung und verdichtungsfrei einzubauen. 

- Ggf. verunreinigtes Bodenmaterial ist zu separieren und entsprechend den gesetzlichen Regelungen zu 
verwerten oder zu entsorgen. 

- Überschüssiger Boden ist einer sinnvollen, möglichst hochwertigen Verwertung zuzuführen, bspw. 
Auftrag auf landwirtschaftlichen Flächen oder im Gartenbau. 

- Böden auf nicht überbauten Flächen, insbesondere künftige Grün- und Retentionsflächen sind während 
des Baubetriebs vor Beeinträchtigungen (Verdichtungen durch Überfahren, Missbrauch als Lagerfläche 
sowie Vernässung, Vermischung und Verunreinigung) durch Ausweisung und Abtrennung als Tabuflächen  
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 zu schützen. Ggf. eingetretene Beeinträchtigungen sind zu beseitigen, bspw. durch Tiefenlockerung und 
Ersteinsaat mit tiefwurzelnden Pflanzen. 

- Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. -vermischung mit 
Bodenmaterial ausgeschlossen werden.  

Hinweise zu Erschließungsmaßnahmen 

Nach § 2 Abs. 1 LBodSchAG haben öffentliche Planungsträger bei Planung und Ausführung eigener Vorhaben 
die Belange des Bodenschutzes in besonderem Maße zu berücksichtigen. 

Soll für ein Vorhaben auf einer nicht versiegelten, nicht baulich veränderten oder unbebauten Fläche von 
mehr als 5.000 m² auf den Boden eingewirkt werden, ist zur Gewährleistung eines sparsamen, schonenden 
und haushälterischen Umgangs mit dem Boden ein Bodenschutzkonzept (BSK) zu erstellen. Bei Vorhaben von 
mehr als 10.000 m2 Boden-Einwirkfläche kann die Bestellung einer fachkundigen, bodenkundlichen 
Baubegleitung verlangt werden (§ 2 Abs. 3 LBodSchAG).  

Bei zulassungsfreien Vorhaben ist das BSK sechs Wochen vor dem Beginn der Ausführung des Vorhabens der 
unteren Bodenschutzbehörde (Landratsamt Ravensburg, Bau- und Umweltamt) vorzulegen.  

Nach § 3 Abs. 4 LKreiWiG ist bei Vorhaben mit einem zu erwartenden Anfall von mehr als 500 m3 
Bodenaushub ein Verwertungskonzept zu erstellen ist. Die Synergieeffekte von Bodenschutz- und 
Verwertungskonzept sollten dabei genutzt werden. 

Die Inhalte eines Bodenschutzkonzepts (siehe DIN 19639) müssen bereits in der Ausschreibung berücksichtigt 
werden, um es effektiv und kostengünstig umsetzen zu können. Schon frühzeitig sollten die Möglichkeiten 
für eine hochwertige Verwertung des anfallenden, überschüssigen Ober- und Unterbodens geprüft werden. 
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Es handelt sich bisher um einen Außenbereich. Im Außenbereich beträgt der 

Gewässerrandstreifen 10 Meter. Innerhalb des Gewässerrandstreifens finden sich bereits mehrere 

bauliche Anlagen.  

 

So findet sich zum einen der feste Holzzaun der Pferdekoppeln als bauliche Anlage unmittelbar 

auf und an der Gewässerböschungsoberkante auf dem Flurstück 1614 bzw. entlang des Flurstücks 

1627/2.  

 

Weiter findet sich im Südwesten des Plangebiets ebenso auf Flurstück 1627/2 bereits ein 

Unterstand für Wohnmobile im 10 Meter Gewässerrandstreifen. 

 

Die baulichen Anlagen im Gewässerrandstreifen machen eine ordnungsgemäße 

Gewässerunterhaltung und Gehölzpflege entlang des hier ausgeprägten Prallhangs der Schussen 

unmöglich bzw. erschweren diese massiv. Entlang des Prallhangs ist zudem mit fortschreitender 

Erosion durch Ausspülungen und Unterspülungen durch die Schussen zu rechnen. Es sollte daher 

ein ausreichender Schutzstreifen entlang der Schussen von baulichen Anlagen freigehalten 

werden. 

 

Da dem Sachgebiet 404 Oberflächengewässer und Grundwasserschutz - Sachbereich 

Oberflächengewässer nach bisherigem Kenntnisstand keine Informationen über die genannten 

bestehenden baulichen Anlagen im Außenbereich an der Schussen vorliegen, ist davon 

auszugehen, dass keine Genehmigung oder Erlaubnis für die Errichtung dieser Anlagen vorliegt. 

Das Sachgebiet 404 Oberflächengewässer und Grundwasserschutz – Sachbereich 

Oberflächengewässer hätte der Errichtung der Anlagen im Gewässerrandstreifen im 

Außenbereich in der bestehenden Form nicht zugestimmt. Die baulichen Anlagen sind 

entsprechend grundsätzlich zurückzubauen. 

 

Bei der Erstellung des Bebauungsplans sind das Gewässer Schussen, die Gewässerböschung mit 

entsprechender Gewässerböschungsoberkante und der gesetzliche Gewässerrandstreifen im 

Planteil entsprechend zeichnerisch darzustellen und entsprechend zu berücksichtigen. 

 

Fraglich ist, ob bei Ausweisung einer als Grünfläche bzw. Weidefläche genutzten Pferdekoppel 

eine Definition der Weidefläche als Innenbereich möglich ist. Je nach Festlegung sind daher 
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entweder 5 Meter oder 10 Meter Abstand zur Gewässerböschungsoberkante mit baulichen 

Anlagen einzuhalten und zu berücksichtigen. 

 

Entwässerung Plangebiet 

Bislang liegen keine Erkenntnisse zur Entwässerung des Plangebiets vor. Durch die Neuversiegelung 

von Flächen wird der Oberflächenwasserabfluss verstärkt. Im Grundsatz ist darauf hinzuwirken, dass 

die künftige Höhe des Niederschlagswasserabflusses aus dem Plangebiet nicht höher ist als vor der 

Bebauung aus dem natürlichen Einzugsgebiet. Bauliche Entwicklungen sollen grundsätzlich so 

erfolgen, dass eine Verschärfung der Hochwassergefahr nicht zu befürchten ist. 

Grundsätzlich sind innerhalb des überplanten Gebiets Maßnahmen zur Reduzierung bzw. zur 

Verlangsamung des Oberflächenwasserabflusses vorzusehen (§6 u. 55 Abs.2 WHG sowie §12 WG). 

Die Schaffung von Versickerungsflächen bzw. die Errichtung von Rückhalteräumen sind 

Möglichkeiten, innerhalb von Baugebieten den zusätzlichen Regenwasseranfall zu drosseln, um 

einerseits die Kanalisation zu entlasten und andererseits die hydraulische Belastung für die 

nachfolgenden Gewässer nicht zu erhöhen. 

 

Bei Einleitung von unbeschadetem Niederschlagswasser in ein nachgelagertes Gewässer fordert 

das Sachgebiet 404 Oberflächengewässer und Grundwasserschutz – Sachbereich 

Oberflächengewässer grundsätzlich die gedrosselte Einleitung von maximal bis zu 15 l/s und ha 

versiegelter Fläche. 

 

Hochwasser/festgesetzte Überschwemmungsgebiete 

Weite Teile des Plangebiets liegen innerhalb des HQextrem. Derzeit erfolgt eine Neuberechnung 

der Hochwassergefahrenkarten für das Einzugsgebiet der Schussen. Inwieweit durch die 

Neuberechnung sich die Lage von Überschwemmungsbereichen und festgesetzten 

Überschwemmungsgebieten verschieben ist derzeit unklar. Grundsätzlich empfiehlt der 

Sachbereich Oberflächengewässer des Sachgebiets 404 Oberflächengewässer und 

Grundwasserschutz auf die Errichtung baulicher Anlagen in bereits bekannten 

Überschwemmungsbereichen des HQextrem unmittelbar angrenzend an die Schussen zu 

verzichten. Im Überschwemmungsfall ist mit wirtschaftlichen Schäden an Gebäuden und 

Infrastruktur und mit negativen Auswirkungen auf das Gewässer selbst zu rechnen durch 

Abschwemmungen. Es wird daher ausdrücklich empfohlen, auf den Bau der Lagerhalle im 

HQextrem westlich der Zufahrt zu verzichten. 
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1.1 Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 
Keine. 
 
 
2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, 
mit Angabe des Sachstandes. 
 
Derzeit erfolgt die Neuberechnung der Hochwassergefahrenkarten für die Schussen. Die neuen 

Karten liegen derzeit noch nicht vor. 

 

Im Zuge der Umsetzung der WRRL wurden auf Ebene der Teilbearbeitungsgebiete (TBG) 

Begleitdokumente zu den Bewirtschaftungsplänen erstellt (siehe Begleitdokumentation zum 

Bewirtschaftungsplan für das Teilbearbeitungsgebiet 11 - Schussen - Regierungspräsidien Baden-

Württemberg (baden-wuerttemberg.de). Die Schussen wurde in der Begleitdokumentation des TBG 

11 als Programmstrecke festgelegt. Im Abschnitt der Schussen zwischen der Einmündung der 

Wolfegger Aach und der Booser Aach sollen durch Verbesserungen der Gewässerstruktur 

Lebensräume für die Gewässerfauna geschaffen bzw. aufgewertet werden.  

Der gesetzlich vorgeschriebene Gewässerrandstreifen von 5m im Innenbereich und 10m im 

Außenbereich reicht aus Sicht des Sachgebiets für die Schussen nicht aus.  

 

Die Gemeinden sind nach §39 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) gehalten die ökologische 

Verbesserung der Gewässer umzusetzen. Entsprechend der Wasserrahmenrichtlinie schützen, 

verbessern und sanieren die Mitgliedstatten der Europäischen Union alle Oberflächenkörper mit dem 

Ziel einen guten Zustand der Oberflächengewässer zu erreichen. Fließgewässer naturnah zu 

entwickeln bedeutet vor allem, den Gewässern Flächen und Freiräume für Gewässerentwicklung 

zurück zu geben sowie Dynamik zu initiieren und zuzulassen. 

 

 
3. Bedenken und Anregungen 
 
Die vorliegende Planung sollte mit den Zielen zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie vereinbar 

sein. Die Schussen wurde in der Begleitdokumentation des TBG 11 als Programmstrecke festgelegt, 

im durch die Planung betroffenen Abschnitt durch Verbesserungen der Gewässerstruktur 

Lebensräume für die Gewässerfauna geschaffen bzw. aufgewertet werden.  

 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/wasserboden/wrrl/tbg11/begleitdokumentation/
https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/wasserboden/wrrl/tbg11/begleitdokumentation/
https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/wasserboden/wrrl/tbg11/begleitdokumentation/
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Die Gewässerstruktur der Schussen ist im Bereich des Plangebiets in einem sehr stark veränderten 

Zustand (Stufe 6 der 7-stufigen Skala Feinverfahren BW). Strukturelle Defizite liegen in diesem 

Abschnitt vorrangig bei der Laufentwicklung, dem Querprofil (stark eingetieftes Gewässerbett), bei 

der Uferstruktur und dem Gewässerumfeld.  

 

Durch die bestehende Bahnlinie und die gewässernahe Bebauung in Mochenwangen sind im näheren 

Umfeld des Plangebiets nur noch wenige Entwicklungsmöglichkeiten insbesondere zur Verbesserung 

der Gewässerstruktur der Schussen vorhanden. Am linken Schussenufer reicht die Bebauung durch 

den Schussenweg und Gebäude teilweise bis an die Gewässerböschungsoberkante der Schussen 

heran. Entwicklungsmöglichkeiten für das Gewässer bestehen hier demnach nur noch am östlichen 

Ufer.  

 

Eine Aufwertung der Gewässerstruktur erfordert durch die bestehende Breite der Schussen bei 

Mochenwangen einen wesentlich breiteren Gewässerrandstreifen (bspw. Schaffung von 

Retentionsraum und ausreichende Beschattung durch entsprechend dichte Bepflanzung) als die 

gesetzlich vorgegebenen 5 m. Das vorrangige Ziel des Gewässerrandstreifens im Innenbereich ist die 

Sicherung des Wasserabflusses zur Vermeidung bzw. Verminderung von Hochwasserrisiken. 

Daneben dient der Gewässerrandstreifen auch im Innenbereich der Verminderung von Stoffeinträgen 

aus diffusen Quellen und der Erhaltung und Verbesserung der ökologischen Funktionen des 

Gewässers. Wo dies möglich ist, ist ein gewässertypischer Uferbewuchs anzustreben, der Pflanzen 

und Tieren innerorts Lebensraum bietet und sich zudem positiv auf das Mikroklima auswirkt. Zu dicht 

am Gewässer zugelassene Anlagen hemmen naturnahe Gewässerentwicklungsmaßnahmen. 

 

Werden bauliche Anlagen im bisher dargestellten gewässernahen Geltungsbereich zugelassen, wird 

die Gewässerentwicklung dauerhaft auf einer Fließstrecke von ca. 400 m Länge unterbunden. Um 

eine ausreichende Gewässerentwicklung in Zukunft gewährleisten zu können, ist aus Sicht des 

Sachgebiets Oberflächengewässer ein mindestens 20 m breiter Streifen entlang der Schussen von 

Bebauung frei zu halten.  

 

Es wird daher aus gewässerökologischer und wasserbaulicher Sicht dringend empfohlen, bei der 

Überplanung des gewässernahen Umfelds der Schussen mit dem Geltungsbereich um mindestens 

20 m zur Böschungsoberkante der Schussen abzurücken.  

 
 









Stellungnahme des  BUND 3 Ortsverbands Schenkenwald e.V. zur geplanten 2. Erweiterung des 

Gewerbegebietes  > An der Eisenbahn<   in Mochenwangen, Gemeinde Wolpertswende ,und die 

örtlichen Bauvorschriften hierzu, sowie die Änderung des Flächennutzungsplans (FNP), Gemeinde 

Wolpertswende.                                                                                                                                                            

                                                                                                                                                       11.12.2023 

                                                                                                                                                                          

   Aus den uns zur Verfügung gestellten Unterlagen ist nicht ersichtlich, daß es sich um eine 2. 

Erweiterung handeln soll, es sei denn, das ursprünglich südlich des neuen Plangebiets gelegene  

Gewerbegebiet östlich und westlich der Straße > An der Eisenbahn< sind zu unterschiedlichen Zeiten 

erschlossen worden. Außerdem soll gleichzeitig der Flächennutzungsplan geändert werden , 

dergestalt, daß die Flurstücke 1627 und 1627/2 zum bereits bestehenden Gewerbegebiet >An der 

Eisenbahn< hinzu kommen sollen. 

   Im Blick auf die schon bestehenden massiven Eingriffe in den Uferbereich der Schussen (ehem. 

Papierfabrik) sind ähnliche Eingriffe unbedingt zu unterlassen. Solche Entwicklungen in Ufernähe 

passen nicht mehr in unsere Zeit. Hier ist ein Umdenken aller Entscheidungsträger und 

Landschaftsplaner gefordert zugunsten naturverträglicher Entwürfe. Nicht alles, was machbar 

erscheint, darf auch durchgeführt werden. Was hat z.B. eine neue Abstellhalle für Wohnmobile am 

Schussenufer zu suchen? 

   Insgesamt sind die zur Ansicht gegebenen Karten zu diesem Verfahren mit Mängeln behaftet, 

schlecht zu lesen, ohne Legenden und einfach fehlerhaft ( letztes Baugebiet >Unterwasser< fehlt 

ganz).  Der erste Eindruck ist, daß die Träger öffentlicher Belange durch alte Beschlüsse (von 1988 

und 1993) und unzureichende Karten über die wahren Sachverhalte zur Begründung einer 2. 

Erweiterung nicht entscheidend informiert werden. Wie sonst kann es sein, daß es unsicher ist, ob 

jetzt aus dem Flurstück 1627 und  1627/2 ein > Gewerbegebiet< oder ein >Gebiet für Sonstiges< 

entstehen soll. 

   Überhaupt ist im Plangebiet schon  ein gewerblich vermieteter >Partykeller< ausgewiesen. Es geht 

aus dem Antrag nicht hervor, welches >Gewerbe< dort einmal einziehen soll. Eine Wohnmobilhalle, 

eine Halle für >Irgendwas< und ein Büro sollen Platz finden. Das ist dürftig. Soll ein Freizeitbetrieb 

(Campingplatz, Kanuclub, Reitverein) oder tatsächlich ein Montagebetrieb angesiedelt werden? 

   Die Schussen und ihre Uferzonen sind für unseren Naturschutzverband elementar wichtig für den 

Biotopverbund im Bereich dieses Plangebiets. Diesen Fluß als Fließgewässer 2. Ordnung zu sehen, 

wird seiner Bedeutung nicht gerecht, ist die Schussen doch das zentrale Fließgewässer in der Becken- 

landschaft  des nördlichen Bodenseeufers, dem dort fast alle Bäche zuströmen.  Auf weiten Strecken 

im 19./20. Jahrhundert durch Uferverbauungen zum Kanal degradiert, wird durch die unzureichende 

10 m Uferzone dem Fluß jegliche Dynamik genommen. So wird von Gemeindeseite wieder versucht, 

diesen Zustand festzumachen (vgl. Baugebiete >Brunnenweg< und >Unterwasser< auf der westlichen 

Uferseite) ungeachtet aller zu  erwartenden HQ 100-50-10 Ereignisse. Zukünftige Maßnahmen einer 

Renaturierung werden damit nahezu ausgeschlossen. Die europäischen Wasserrahmenrichtlinien 

gelten auch für hiesige Fließgewässer. 

   Die Gemeinde Wolpertswende will zum wiederholten Male Gewerbegebiete generieren  und das 

jetzt im ökologisch sensiblen Uferbereich der Schussen, die auf dem Luftbild so schon als FFH-Gebiet 

zu erkennen ist und nur die amtlich ausgewiesenen FFH-Gebiete zu verbinden sucht. Müssen solche 

Fehlplanungen laufend wiederholt werden? Hätten die gewerblichen Hallen der Papierfabrik nicht 

für Generationen ausgereicht? 



   Gegen eine derartige Veränderung des Plangebiets spicht auch, daß die vorgesehenen 650 m2 

beanspruchenden Gebäude auch Verkehrsflächen in ähnlichen Dimensionen verlangen werden. 

   Zum Verwaltungsablauf:  Das Anschreiben für dieses Verfahren ist auf den 15.11.2023 datiert, ein-  

gegangen beim BUND-Ortsverband ist es am 21.11.2023, Abgabetag für die Stellungnahme ist der    

12.12.2023 !    Nach dem zitierten §4 Abs.1 BauGB wird der Zeitrahmen für die Abgabe der 

Stellungnahme nicht eingehalten ( 4 Wochen). Ob das weitere Verfahren nach §13 a oder b des 

BauGB ablaufen soll, ist ohne Erklärung  für Nichtjuristen nicht einsichtig, da diese Paragrafen eigent-   

lich nur für Wohnbebauungen vorgesehen waren. Insgesamt fühlt man sich übertölpelt durch 

Ungereimtheiten bei der Abfassung für den gleichzeitigen Antrag einer Änderung des FNPs und der 

Erweiterung durch die Flurstücke 1727 und 1627/2, als wenn die erste Maßnahme schon beschlossen 

wäre. 

    Fazit für verantwortungsvolle Entscheidungsträger :  Beide Anträge sind abzulehnen ! 
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1. ALLGEMEINES

Die terranets bw ist ein unabhängiger Transportnetzbetreiber für Gas. Mit  
ihrem rund 2.700 km langen Leitungsnetz stellt die terranets bw den diskrimi-
nierungsfreien Gastransport von Niedersachsen bis an den Bodensee sicher. 
Darüber hinaus betreibt das Unternehmen eine umfassende Telekommunikati-
onsinfrastruktur.

In dieser Funktion ist terranets bw Träger öffentlicher Belange im Sinne von 
§ 4 Absatz 1 des Baugesetzbuches (BauGB). Die Gewährleistung von Gesund-
heitsschutz, Arbeitsschutz, Sicherheit und Umweltschutz sind zentrale Gegen-
stände unserer Unternehmenskultur. Um diesem Anspruch gerecht zu werden,
ist terranets bw bei Vorhaben, die potenziell Auswirkungen auf Anlagen von
terranets bw haben, zu beteiligen.

Die der öffentlichen Gasversorgung dienenden Gashochdruckleitungen von 
terranets bw und die parallel dazu verlegten Telekommunikationskabel (TK-
Linien) werden im Folgenden als Anlagen der terranets bw bezeichnet und 
sind grundsätzlich in einem Schutzstreifen verlegt.

Dieses Dokument regelt, welche technischen Bedingungen im Zusammenhang 
mit Anlagen der terranets bw GmbH zu deren Schutz einzuhalten sind.  
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Gashochdruckleitungen 5-15 m

Telekommunikationsleitungen
in Solotrassen

2 m

Anodenanlagen 
und sonstige Anlagen des 
kathodischen Korrosionsschutzes

1-4 m

2. SCHUTZSTREIFEN UND
ÜBERDECKUNG

Die Schutzstreifen zur Sicherung des Nahbereiches der Anlagen der terranets 

bw sind in der Regel durch die Eintragung von beschränkten persönlichen 

Dienstbarkeiten (§§ 1090 ff. BGB) dinglich oder durch Gestattungsverträge 

abgesichert.

Innerhalb der Schutzstreifen ist terranets bw als Anlagenbetreiber verp昀氀ichtet, 
Einwirkungen, die den Bestand oder Betrieb der Anlagen beeinträchtigen kön-

nen, auszuschließen. 

Die Erdüberdeckung der Anlagen von terranets bw geht bei der Verlegung aus 

den anerkannten Regeln der Technik hervor. Bei Bestandsanlagen kann sie 

jedoch aus planungs- und bautechnischen Gründen abschnittsweise über- 
oder unterschritten werden. Dies gilt insbesondere mit Blick auf die Geltung 
vorheriger Fassungen des DVGW-Arbeitsblatts G 463 am jeweiligen 
Leitungsabschnitt.

Vor allem im Bereich landwirtschaftlich oder gartenbaulich genutzter Flächen 

oder in Bereichen zwischenzeitlich vorgenommener Niveauänderungen sind 

Varianzen zu berücksichtigen.

Weitere Auskünfte und die anzunehmende Erdüberdeckung im Einzelfall 
sind demzufolge bei den in der Stellungnahme zum Bauvorhaben 
beziehungsweise im Genehmigungsverfahren benannten Stellen 
einzuholen.

Daher bedarf jegliche Inanspruchnahme oder Nutzungsänderung des 
Schutzstreifens der vorherigen schriftlichen Gestattung durch terranets bw. 

Die jeweilige Schutzstreifenbreite ist unserer Stellungnahme zum entspre-
chenden Bauvorhaben zu entnehmen.

In der Regel kommen die in der nachfolgenden Tabelle aufgeführten Maße 

in Abhängigkeit von der Art der verlegten Leitung und ihren Eigenschaften 

(Durchmesser, Druckstufe, etc.) in Frage. 

DVGW G 463 
2021-10:
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3. ERKUNDIGUNGS- UND
SICHERUNGSPFLICHT

Baumaßnahmen und Eingriffe mit potenziellen Auswirkungen auf die Anlagen 
von terranets bw erfordern wegen der zu gewährleistenden öffentlichen Sicher-
heit und Energieversorgung eine erhöhte Sorgfaltsp昀氀icht. Gemäß des DVGW-
Arbeitsblatts GW 315 und der Unfallverhütungsvorschrift DGUV Vorschrift 38 
besteht daher eine Erkundigungs- und Sicherungsp昀氀icht für alle bauausführen-
den Unternehmen. 

Grundsätzlich muss in allen öffentlichen, privaten und land- sowie forstwirt-
schaftlich genutzten Grundstücken mit dem Vorhandensein von Versorgungs-
leitungen gerechnet werden. Im Hinblick auf die Erkundigungs- und Siche-
rungsp昀氀icht des Bauausführenden ist demnach bereits in der Planungsphase 
eine aktuelle Auskunft über die Lage und Tiefe der im Bereich der vorgesehenen 
Tätigkeiten vorhandenen Versorgungsanlage bei dem zuständigen Betreiber 
einzuholen.

Verstöße gegen die Erkundigungs- und Sorgfaltsp昀氀icht lösen im Schadensfall 
regelmäßig eine Schadensersatzp昀氀icht aus und können darüber hinaus auch 
mit strafrechtlichen Konsequenzen verbunden sein. Unabhängig davon, wen 
der Bauherr mit Planung und/oder Durchführung seines Vorhabens beauftragt 
und unabhängig davon, ob diese Beauftragten wiederum Subunternehmen 
beauftragen, haftet der Bauherr gegenüber terranets bw für alle Schäden, die 
seine Auftragnehmer an den Anlagen von terranets bw verursachen. Eine Exkul-
pation nach § 831 Absatz 1 Satz 2 BGB ist ausgeschlossen.

Eine Baufreigabe durch terranets bw kann erst nach der Unterzeichnung der 
schriftlichen Gestattung durch den Bauherrn erfolgen.

4. ANZEIGE VON
BAUMAßNAHMEN

Zur Verhinderung von Beeinträchtigungen oder Gefährdungen der Anlagen von 
terranets bw ist es notwendig, Baumaßnahmen mit uns abzustimmen. Zu 
diesem Zweck steht den Bauherren und deren Beauftragten das Online-Portal 
BIL zur Verfügung:  https://portal.bil-leitungsauskunft.de/

Über diese Plattform sind Vorhaben schriftlich anzuzeigen und die zur Bearbei-
tung notwendigen Planungsunterlagen einzureichen. Die Unterlagen werden 
benötigt, um unsere Stellungnahme bzgl. des entsprechenden Vorhabens 
abzustimmen. Ein angemessener Zeitvorlauf von mindestens 10 Arbeitstagen 
dient der Sicherstellung beiderseitiger Interessen im Stadium der Planung. Die 
rechtzeitige Kontaktaufnahme ermöglicht die Aufnahme unserer Auflagen, Be-
dingungen und Hinweise für Bauherren in die Planungen und deren Umsetzung 
während der Bauausführung. 

Mit der Beantwortung Ihrer Anfrage erhalten Sie eine unverbindliche Stel-
lungnahme von terranets bw einschließlich der zugehörigen Unterlagen. 
Nachfolgend aufgeführte Unterlagen sind für eine konkrete Stellungnahme 
erforderlich:

Vorhaben, welche öffentlich-rechtliche Verfahren durchlaufen, erfordern eine 
komplette Planungsmappe. Diese ist terranets bw zuzusenden, um die Umset-
zung zu ermöglichen.

Bauzeichnungen 
in einem solchen Maßstab und mit so vielen Schnitten, dass daraus das beabsichtigte 
Bauvorhaben ersichtlich ist. Die Anlagen von terranets bw müssen in den entsprechen-
den Plänen übernommen werden.

Lageplan mit Gemarkungs-, Flur- und Flurstücksgrenzen

Übersichtsplan Maßstab 1:25 000 / 10 000 Nordpfeil und Maßstab

Kurzgefasste Bau- und Betriebsbeschreibung 
mit besonderer Berücksichtigung der zum Schutz der Anlagen von terranets bw  
vorgesehenen Maßnahmen
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5. PLANUNGSVORGABEN FÜR
BAUMAßNAHMEN

Als Anlagenbetreiber ist terranets bw verp昀氀ichtet, die Leitungen und Schutz-
streifen jährlich zu begehen und monatlich zu be昀氀iegen. Aus diesem Grund 
muss der Trassenverlauf sichtfrei und begehbar bleiben. Die Wahrung der 
öffentlichen Sicherheit und Energieversorgung kann zudem den Einsatz techni-
scher Ausrüstung und von Baugeräten erfordern, weshalb auch der Lichtraum 
des Schutzstreifens freizuhalten ist.

Die geltenden Regeln der Technik sind einzuhalten. Das betrifft insbeson-
dere die Arbeitsblätter gemäß DVGW-Regelwerk sowie die VDE-Bestim-
mungen und die AfK-Empfehlungen.

Bei der Errichtung von Windenergieanlagen sind die Abstände zwischen der 
Windenergieanlage und den Anlagen von terranets bw gemäß des Gutachtens 
„Windenergieanlagen in Nähe von Schutzobjekten – Bestimmung von Min-
destabständen“ der Dr.-Ing. Veenker Ingenieurgesellschaft mbH in der jeweils 
gültigen Fassung einzuhalten.

Die Errichtung von Gattern, Zäunen und ähnlichen Einrichtungen darf nur nach 
Abstimmung mit dem hierfür zuständigen Personal von terranets bw oder deren 
Beauftragte erfolgen, um eine Zugänglichkeit der Anlagen zu gewährleisten.

In begründeten Ausnahmefällen kann eine Bep昀氀anzung des Schutzstreifens 
erfolgen. Zur Verhinderung einer gegenseitigen Beein昀氀ussung von Bep昀氀anzung 
und den Anlagen von terranets bw ist jedoch ein lichter Mindestabstand von  
2,5 m einzuhalten. Unter diesen Bedingungen sind zudem Vorkehrungen ent-
sprechend des DVGW- Arbeitsblatts GW 125 zu treffen, um eine spätere Beschä-
digung der Leitungsumhüllung durch das Wurzelwerk wirksam zu verhindern.

Eine Umsetzung der geltenden Regeln der Technik schließt folglich die nachfol-
genden Tätigkeiten oder Bauwerke im Bereich des Schutzstreifens von Anlagen 
der terranets bw aus:

FALSCH

TK-LINIE
GAS 

LEITUNG

5 bis 15m

FALSCH

FALSCH

TK-LINIEGAS 

LEITUNG

FALSCH

Errichtung von Gebäuden oder baulichen Anlagen (auch Anbauten oder Aufbauten)

Den Lichtraum begrenzende Dachvorsprünge, Balkone o. Ä.

Anpflanzung von Bäumen oder tiefwurzelnden Sträuchern

Errichtung von Mauern oder Zäunen auf durchgehenden Streifenfundamenten

Errichtung von Schachtbauwerken (Kanal-, Kabel- , Kontrollschächte, o. Ä.)

Errichtung von Dauerstellplätzen (z. B. für Container, Campingwagen, o. Ä.)

Ableitung von Abwässern oder Regenwasser (in den Bereich des Schutzstreifens)

Lagerung schwer zu transportierender Materialien (Silage, Kies, o. Ä.)
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Die nachfolgenden Tätigkeiten haben Ein昀氀uss auf die Anlagen von terranets bw. 
Zu deren ordnungsgemäßer Durchführung dürfen diese nur nach Gestattung 

und in Anwesenheit des zuständigen Personals erfolgen:

Bei der Planung von Kanalkreuzungen ist Typenplan T 2.20 „Kanalkreuzungen“ 

zu beachten:

Eine Umsetzung derartiger Arbeiten kann im beiderseitigen Interesse die Vor-
nahme eventuell erforderlicher Sicherungsmaßnahmen erfordern.

Dabei kann die Erstellung einer Beein昀氀ussungsberechnung durch einen 
Sachverständigen zu Kosten des Verursachers im Vorfeld der Planung not-
wendig werden.

Bei Rammarbeiten in Leitungsnähe (Baugrunderkundung, Rammen von Kanal- 
/ Spunddielen, Rammen von Pfählen, etc.) ist vom Planungsbüro im Rahmen 
der Planauskunft zu überprüfen, ob der geforderte Mindestabstand von 20 m 
zwischen Rammobjekt und Rohrleitung eingehalten wird. 

In Abhängigkeit von der Leitungsüberdeckung können Vibrationsplatten zur 
Bodenverdichtung eingesetzt werden, deren Erregerkraft so zu bemessen ist, 
dass schädliche Einwirkungen auf die Anlagen von terranets bw ausgeschlossen 
werden können.

Bei Maßnahmen, bei denen Erschütterungseinwirkungen auf die Gashoch-
druckanlagen nicht ausgeschlossen werden können, sind diese durch 
Schwingungsmessung zu überwachen.

Die zulässige Schwinggeschwindgkeit ist der Stellungnahme der terranets 
bw zu der entsprechenden Maßnahme zu entnehmen.

Die Unbedenklichkeit solcher Maßnahmen ist durch einen Sachverständi-
gen in Abstimmung mit terranets bw schriftlich zu bestätigen.

Neue Kabelquerungen sind über die gesamte Schutzstreifenbreite zwingend in 

Kabelschutzrohren zu verlegen.

0
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6. VOR BEGINN DER
BAUMAßNAHMEN

Jegliche Inanspruchnahme oder Nutzungsänderung des Schutzstreifens 
bedarf der vorherigen schriftlichen Gestattung durch terranets bw.

Vor Beginn jeglicher Arbeiten im Bereich der Anlagen von terranets bw (auch 
außerhalb des Schutzstreifens) ist die benannte Betriebsanlage von terranets 
bw oder dessen Beauftragte rechtzeitig (drei bis fünf Arbeitstage vor Baube-
ginn zu informieren.
terranets bw oder dessen Beauftragte weisen den Verlauf der Anlagen vor Ort 
aus und überwachen die Baustelle. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, 
dass die an der Geländeoberfläche befindlichen Leitungseinrichtungen nicht 
unbedingt den exakten Verlauf der Anlagen der terranets bw wiedergeben. 
Die genaue Lage der Anlagen der terranets bw ist durch Suchschlitze 
festzustellen. Hierauf kann auch dann nicht verzichtet werden, wenn dem 
Bauausführenden Bestandspläne zur Verfügung gestellt wurden.

Vor Baubeginn muss eine Einweisung der beauftragten Firmen in die Anla-
gen von terranets bw (Baueröffnungsbesprechung) erfolgen. Alle Arbeiten im 
Schutzstreifen unserer Anlagen werden durch das zuständige Betriebspersonal 
der terranets bw GmbH oder ihres Beauftragten überwacht.

Vor Beginn von gefährdenden Arbeiten hat stets eine Einweisung durch 
das Betriebspersonal von terranets bw oder dessen Beauftragte zu erfolgen. 
Arbeiten, welche Erschütterungen, Schwingungen oder sonstige dynamische 
Lasteinwirkungen auf die Anlagen von terranets bw verursachen, erfordern bei 
einem Abstand von 20 m oder weniger zwischen Rammobjekt und den Anlagen 
von terranets bw die Anwesenheit des Betriebspersonals von terranets bw oder 
dessen Beauftragten. Bei Unterschreitung von 15 m zwischen Rammobjekt und 
den Anlagen von terranets bw hat zudem die Beobachtung der Arbeiten durch 
das Betriebspersonal von terranets bw oder dessen Beauftragte zu erfolgen.

Bei Baubeginn müssen die gültigen Bestandspläne, die Stellungnahme zur 
Planungs-/Bauanfrage sowie alle zur Verfügung gestellten Unterlagen auf der 
Baustelle vorliegen und nachweislich bekannt sein.

Die Planung von Kreuzungen mit Fahrbahnen ist unter Beachtung des Typen-
plans T 2.22 „Rohrgrabenverfüllung bei geschlitzten Straßen und Wegen mit 
Schwarzdecke“ auszuführen.

Bei der Planung von Maßnahmen in Hanglagen oder bei der Planung von Bau-
gruben in deren Ein昀氀ussbereich ist die Standsicherheit der Böschung nachzu-
weisen.
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Arbeiten im Schutzstreifenbereich sind nur in Absprache und in 
Anwesenheit von Betriebspersonal von terranets bw oder deren 
Beauftragte zulässig. Deren Anweisungen zum Schutz der Anlagen der 
terranets bw sind zu befolgen. Das gilt insbesondere, wenn der Bauherr oder 
seine Beauftragten Baumaschinen einsetzen möchten.

Bei Abweichungen von der Bauplanung oder bei einer Erweiterung des 
Bauauftrages muss eine neue Erkundigung bei allen Beteiligten erfolgen. Wei-
tere Auskünfte sind bei den in der Stellungnahme bzw. im Genehmigungsver-
fahren benannten Stellen einzuholen.

Die von terranets bw oder deren Beauftragten festgelegten Vorgaben sind 
aus Sicherheitsgründen unbedingt einzuhalten.

Bauarbeiten im Bereich von Anlagen von terranets bw dürfen nur unter konti-
nuierlicher fachkundiger Aufsicht durchgeführt werden. Diese Aufsicht muss 
vom Bauausführenden organisiert, gewährleistet und namentlich benannt wer-
den. Die notwendige Fachkunde wird durch den Nachweis z. B. eines Lehrgan-
ges nach DVGW Hinweis GW 129 „Sicherheit bei Bauarbeiten im Bereich von 
Versorgungsleitungen – Schulungsplan für Ausführende, Aufsichtsführende und 
Planer“ oder einer Zerti昀椀zierung nach DVGW GW 381 „Bauunternehmen im 
Leitungstiefbau – Mindestanforderungen“ erbracht. Die Nachweise hierfür sind 
terranets bw oder dessen Beauftragten vor der Arbeitsaufnahme vorzulegen.

Sofern im Rahmen einer Baumaßnahme durch oder im Auftrag von terra-
nets bw Sicherungs- oder Schutzmaßnahmen an unseren Anlagen durch-
geführt werden müssen, ist terranets bw und/oder deren Beauftragte 
rechtzeitig durch die auf der Baustelle Verantwortlichen in die Baustellen-
organisation bezüglich Sicherheit und Gesundheitsschutz einzuweisen.

Zur Sicherstellung der Versorgungssicherheit ist die Gewährleistung der 
freien Zugänglichkeit zu den Anlagen von terranets bw für Wartungs- und 
Kontrollzwecke jederzeit erforderlich.

Das Lagern von Material, Gerät, Baucontainern und Erdaushub innerhalb des 
Schutzstreifens ist grundsätzlich nicht gestattet. Niveauänderungen im Bereich 
des Schutzstreifens der Anlagen von terranets bw dürfen nur in Abstimmung 
mit terranets bw vorgenommen werden.

Das Befahren des Schutzstreifens mit schweren Bau- oder Kettenfahrzeugen ist 
nur nach vorheriger Einweisung unter Einhaltung besonderer Sicherheitsvor-
kehrungen, die mit terranets bw abzustimmen sind, zulässig.

Das Überfahren der Anlagen von terranets bw mit Baufahrzeugen bei unbefes-
tigter Ober昀氀äche wird nur in Querrichtung (rechtwinklig zur Leitungsachse) 
und nur nach erfolgten druckverteilenden Maßnahmen (Auslegen von Bagger-
matratzen o. Ä.) erlaubt. Überfahrten in Längsrichtung sind grundsätzlich 
zu vermeiden.

7. REGELN ZUR AUSFÜHRUNG
VON BAUMAßNAHMEN IM
SCHUTZSTREIFEN

FALSCH
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5 bis 15m

FALSCH
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Die Anlagen von terranets bw dürfen nur nach vorheriger Absprache mit terra-
nets bw, durch Handschachtung freigelegt und wieder verfüllt werden. Freilie-
gende Anlagen von terranets bw sind so zu sichern, dass Lageveränderungen 
und mechanische Beschädigungen verhindert werden.

Sollen die Anlagen nicht komplett freigelegt und gesichert werden, darf die 
vorgefundene Erdüberdeckung nicht vermindert werden, um Beschädigungen 
bei der Wiederverfüllung auszuschließen.

Die Anlagen der terranets bw sind im Bedarfsfall maximal auf einer Länge von 
3 m freizulegen, andernfalls ist diese sachgemäß abzufangen bzw. zu unterstüt-
zen. Das Kabel ist alle 2 m abzufangen.

Armaturen und Anlagenteile, die bis an die Erdober昀氀äche ragen, sind bei 
Bautätigkeiten mit Ein昀氀uss auf die Anlagen zu schützen und durch Absperrung 
zu sichern.

Markierungen, Schilderpfähle und Festpunktzeichen dürfen ohne Zustim-
mung von terranets bw nicht entfernt oder versetzt werden. terranets bw behält 
sich vor, nach Beendigung der Arbeiten das Einmessen und Wiedereinsetzen 
der Zeichen auf Kosten des Bauherrn vorzunehmen.

In der Örtlichkeit angezeigte Punkte hat der Bauherr bzw. Auftragnehmer auf 
eigene Verantwortung zu übernehmen und zu sichern.

Das Ableiten von Regenwasser oder Abwässern in den Schutzstreifen ist 
untersagt.

Das Entfernen oder Freilegen von Fundamenten an Anlagen von terranets 
bw ist ebenfalls untersagt.

Der Einsatz von Baumaschinen ist nur nach vorheriger Einweisung oder unter 
Aufsicht von terranets bw zulässig.

Vor dem Einsatz von Maschinen muss die exakte Lage von Leitungen und 
Betriebskabeln durch Suchschlitze festgestellt werden. Das Abschieben der 
Erdmassen soll grundsätzlich in Leitungsrichtung erfolgen.

Grabenfräsen oder Kabelpflüge dürfen im Schutzstreifen nicht eingesetzt wer-
den. Spitze und scharfe Werkzeuge sind im Bereich der Anlagen von terranets 
bw nur mit größter Vorsicht einzusetzen.

FALSCH

TK-LINIE
GAS 

LEITUNG

5 bis 15m

RICHTIG
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Ist in Sonderfällen eine Inanspruchnahme des Schutzstreifens nicht zu umge-
hen, bedarf es unbedingt der vorherigen technischen Abstimmung.

Im Parallelverlauf müssen die Baugruben so angelegt und wieder verfüllt wer-
den, dass keine nennenswerten Bewegungen im Erdreich auftreten. In Sonder-
fällen behält sich terranets bw vor, die Leitung während der Baumaßnahme auf 
Lageveränderungen zu kontrollieren.

Kreuzungen der Anlagen von terranets bw mit Fremdleitungen sind nach 
Möglichkeit im rechten Winkel, das heißt auf kürzestem Weg, auszuführen.

Die Kreuzung hat grundsätzlich in offener Bauweise zu erfolgen.

Der lichte Abstand zu den Anlagen von terranets bw muss unter allen Um-
ständen 0,50 m betragen.

Kreuzende Leitungen haben die Anlagen von terranets bw in der Regel 
zu unterfahren.

Parallel verlaufende Anlagen sind grundsätzlich außerhalb des Schutzstreifens 
zu verlegen.

8. KREUZUNGEN UND
PARALLELFÜHRUNGEN
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Die Leitungen von terranets bw sind kathodisch geschützt.

Zur Verringerung von Beein昀氀ussungen aus Hochspannungsanlagen sind die An-
lagen von terranets bw zum Teil mit Erdungsanlagen ausgerüstet. Die Erdungs-
anlagen sind in der Regel als Bandeisen und/oder Tiefenerder ausgeführt.

Das Vorhandensein von Hochspannungsleitungen mit Ein昀氀uss auf die Anlagen 
von terranets bw erfordert die Berücksichtigung der Schutzanweisungen des 
Betreibers der Hochspannungsleitung.

Das Verhindern von Berührungsspannungen ist durch geeignete Isolationsmaß-
nahmen zu gewährleisten.

Bei zu den Anlagen von terranets bw hinzutretenden Leitungen und Einrichtun-
gen ist jeweils zu prüfen, ob eine Potenzialmessstelle einzurichten ist.

Die zu den Anlagen von terranets bw hinzugetretenen Fremdanlagen müs-
sen lage- und höhenmäßig eingemessen werden. Der Bauherr ist verp昀氀ichtet, 
terranets bw die Einmessung zu ermöglichen. Die terminliche Koordination 
erfolgt durch das zuständige Betriebspersonal von terranets bw oder dessen Be-
auftragte. 

Unmittelbar vor dem Verfüllen der Baugrube ist vom Bauherrn oder seinem 
Beauftragten eine Abnahme durch das Betriebspersonal von terranets bw oder 
dessen Beauftragte einzuholen, auch wenn Anlagen von terranets bw nicht 
sichtbar freigelegt wurden. Befolgt er dies nicht, behält sich terranets bw das 
Recht vor, die Baugrube auch dann auf Kosten des Bauherrn oder seines Be-
auftragten öffnen zu lassen, wenn keine Beschädigungen an der Leitung, dem 
Fernmeldekabel oder sonstigen Anlagen festgestellt werden.

Werden Beschädigungen festgestellt, legen das Betriebspersonal von ter-
ranets bw oder dessen Beauftragte die erforderlichen Maßnahmen fest und 
erstellen ein Schadensprotokoll. Dieses ist durch den Bauherrn oder durch den 
Beauftragten des Bauherrn als Basis für die Erfüllung der Regressansprüche von 
terranets bw zu unterzeichnen.

Bei der Verfüllung des Rohr-/Kabelgrabens müssen die Anlagen von terranets 
bw in einer Schichtdicke von mindestens 20 cm allseitig mit Bodenmaterial um-
geben sein, dessen Korngrößenzusammensetzung im Hinblick auf die mecha-
nische Widerstandsfähigkeit der Rohre und Kabel sowie deren Umhüllung zur 
Einbettung geeignet ist. Können diese Voraussetzungen nicht erfüllt werden, 
sind besondere Maßnahmen zu treffen.

Zur weiteren Verfüllung darf kein schwer zu entfernendes oder steinhaltiges 
Material, Bauschutt oder Recyclingmaterial verwendet werden.

Die Weiterverdichtung hat lagenweise zu erfolgen.

9. KATHODISCHER
KORROSIONSSCHUTZ

10. ABNAHME UND VERFÜLL- 
      UNG DES ROHRGRABENS
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Die Verdichtungsarbeiten dürfen nur dann maschinell (im Gegensatz zu 
handgeführten) erfolgen, wenn über der Leitung eine Erdüberdeckung von 
mindestens 0,3 m eingebracht worden ist.

Beim Verfüllen des Rohr-/Kabelgrabens in Verkehrs昀氀ächen sind die gültigen 
„Zusätzlichen Technischen Vorschriften und Richtlinien für Aufgrabungen in 
Verkehrs昀氀ächen“ zu beachten.

Zur Sicherung gegen Bergbaueinwirkungen sind in Bergsenkungsgebieten Erd-
arbeiten nur in Abstimmung mit terranets bw und einem Sachverständigen für 
Bergbaurecht zulässig. In derartigen Fällen kann die Durchführung von Siche-
rungsmaßnahmen (Gegendruckanlagen bei Bögen u. a.) erforderlich sein.

Weitere Maßnahmen sind mit terranets bw sowie Polizei und/oder Feuerwehr 
abzustimmen.

12. SCHADENSFÄLLE

Sollten während der Arbeiten im Bereich der Anlagen der terranets bw Beschä-
digungen auftreten, ist unverzüglich die ständig besetzte terranets bw 
Dispatchingzentrale zu benachrichtigen: 

Netzgebiet Hessen:  +49 711 7812 1200
Netzgebiet Baden-Württemberg: +49 711 7812 1220

Die Schadensstelle ist vor dem Betreten durch Unbefugte zu schützen. Die Ar-
beiten sind in dem betroffenen Bereich unverzüglich einzustellen, der Bereich 
ist weiträumig abzusperren und bis zum Eintreffen unserer Beauftragten zu 
beaufsichtigen. Die Schadensstelle darf nur in Absprache mit terranets bw ver-
lassen werden.

Wird eine Rohrleitung der terranets bw so beschädigt, dass Gas austritt, 
sind sofort folgende Vorkehrungen zur Verringerung von Gefahren zu 
treffen:

11. SICHERUNG GEGEN
BERGBAUEINWIRKUNG

Funkenbildung ist unbedingt zu vermeiden (Es besteht Zünd- und Explosionsgefahr)

Angrenzende Gebäude auf Gaseintritt prüfen
(Falls Gas eingetreten ist, Türen und Fenster öffnen)

Bedienung elektrischer Anlagen unterlassen

Baumaschinen und Fahrzeugmotoren abstellen
(Gefahrenbereich räumen und weiträumig absperren)

Unverzüglich die terranets bw-Dispatchingzentrale benachrichtigen 
(Telefonnummern: siehe Leitungsnetzkarten auf den Seiten 25 & 26)

Polizei und Feuerwehr benachrichtigen

Vibrationsstampfer, -platten und -walzen 
mit Rüttelfunktion (dynamische Verdichtung)

Vibrationsstampfer, 
-platten und -walzen
mit Rüttelfunktion

 (dynamische Verdichtung)

Vibrationsstampfer, 
-platten und -walzen
mit Rüttelfunktion

 (dynamische Verdichtung)

>  1,0 m

> 1,0 m > 1,0 m

  1,0 m

  1,0 m   1,0 m

  0,8 m

  0,6 m

  0,3 m

Vibrationsstampfer, -platten und -walzen 
oder Vibrationswalzen ohne Rüttelfunktion

Vibrationsplatten bis 400 kg mit Rüttelfunktion 
(13,5 N/cm2 Erregerkraft pro Aufstandsfläche)

Vibrationsplatten bis 200 kg mit Rüttelfunktion 
(8,5 N/cm2 Erregerkraft pro Aufstandsfläche)

Vibrationsplatten bis 30 kg

Maximale Betriebsgewichte der Verdichtunsggeräte











Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns, die Bedingungen der terranets 
bw GmbH, insbesondere die erhaltenen „Technischen Bestimmun-
gen“ sowie die Stellungnahme einzuhalten. Mir/Uns ist bekannt, 
dass diese Auflagen einzig dem Schutz der Anlagen von terranets 
bw GmbH dienen, dass das Personal von terranets bw nur die 
Einhaltung dieser Auflagen überwacht und dass sich die Haftung 
für Schäden an Anlagen von terranets bw oder Dritter im Übrigen 
nach allgemeinen Regeln richtet.

Ein Einweisungstermin mit dem Betriebspersonal von terranets 
bw oder deren Beauftragten hat am ________________vor Ort 
stattgefunden. Ich/Wir habe(n) vor Ort Kenntnis über die 
Anlagen von terranets bw erhalten, insbesondere über den 
Verlauf der Erdgashochdruckleitung und des Schutzstreifens in 
dem/den Flurstücken Nr. _
der Gemarkung
Dies erfolgte zusätzlich zu den mir/uns bereits übergebenen 
Planunterlagen und Anweisungen zum Schutz von Anlagen von 
terranets bw. In die besonderen Gefahren dieser Anlagen und die 
Verhaltenswei-sen im Umgang mit Erdgashochdruckleitungen bin 
ich/sind wir eingewiesen worden.

Bemerkungen:

____________________ 

Ort, Datum

_________________________               _______________________________

terranets bw GmbH Projekt- / Bauleiter Antragsteller







Bekanntmachung zur Veröffentlichung im Internet sowie zur öffentlichen 
Auslegung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Gewerbegebiet an der 
Eisenbahn - Nord" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Wolpertswende hat in seiner öffentlichen Sitzung am 
16.12.2024 den Entwurf zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Gewerbegebiet an der 
Eisenbahn - Nord" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu mit Begründung jeweils in der 
Fassung vom 02.12.2024 gebilligt und für die Veröffentlichung im Internet gem. § 3 Abs. 2 
BauGB bestimmt.  

Das Plangebiet befindet sich im Nordosten des Ortsteils Mochenwangen. Es umfasst die 
Grundstücke mit den Flst.-Nrn. 1627 und 1627/2. Der räumliche Geltungsbereich ist im 
abgebildeten Lageplan dargestellt. Der naturschutzfachliche Ausgleichsbedarf wird 
vollständig innerhalb des Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
"Gewerbegebiet an der Eisenbahn - Nord" auf der Fl.-Nr. 1627 erbracht. 

 

Der Entwurf mit Begründung in der Fassung vom 02.12.2024 und die nach Einschätzung 
der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen 
werden in der Zeit vom 15.01.2025 bis 14.02.2025 auf der Internetseite des 
Gemeindeverwaltungsverbandes Fronreute-Wolpertswende unter https://www.gvv-
fronreute-wolpertswende.de/bauen-wohnen/aktuelle-laufende-
bauleitplanverfahren/wolpertswende/ veröffentlicht. 

https://www.gvv-fronreute-wolpertswende.de/bauen-wohnen/aktuelle-laufende-bauleitplanverfahren/wolpertswende/
https://www.gvv-fronreute-wolpertswende.de/bauen-wohnen/aktuelle-laufende-bauleitplanverfahren/wolpertswende/
https://www.gvv-fronreute-wolpertswende.de/bauen-wohnen/aktuelle-laufende-bauleitplanverfahren/wolpertswende/


Zusätzlich als andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit liegen der Entwurf mit 
Begründung in der Fassung vom 02.12.2024 und die nach Einschätzung der Gemeinde 
wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen in der Zeit vom 
15.01.2025 bis 14.02.2025 im Dienstsitz des Sachgebietes Bauen-Natur-Umwelt des 
GVV Fronreute-Wolpertswende (Kirchstraße 11, 88273 Fronreute), 1. OG, während der 
allgemeinen Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus (Hinweis: Die 
allgemeinen Öffnungszeiten sind in der Regel von Montag bis Freitag von 8:00 Uhr bis 
12:00 Uhr und zusätzlich dienstags von 15:00 Uhr bis 18:00 Uhr. Beachten Sie bitte, dass 
das Rathaus während gesetzlicher Feiertage geschlossen ist.)  

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung wird eine Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 
BauGB durchgeführt. Im Rahmen der Begründung zum Entwurf wird ein Umweltbericht 
gem. § 2a Nr. 2 BauGB dargelegt.  

Eine Umweltverträglichkeits-Prüfung im Sinne des Gesetzes zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist nicht erforderlich.  

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar und werden mit ausgelegt: 
. 

− Umweltbericht in der Fassung vom 02.12.2024 (Ausführungen zu den Themen: 
Beschreibung der Ziele des Umweltschutzes aus anderen Planungen, die sich auf den 
Planbereich beziehen (Regionalplan; Flächennutzungsplan; Natura 2000-Gebiete; 
weitere Schutzgebiete/Biotope, Biotopverbund); Beschreibung und Bewertung der 
Umweltauswirkungen auf der Grundlage der Umweltprüfung; darin die 
Bestandsaufnahme sowie Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Nicht-Durchführung bzw. Durchführung der Planung und deren Umweltauswirkungen 
auf die Schutzgüter Arten und Lebensräume; Biologische Vielfalt; Boden, Geologie und 
Fläche; Wasser; Klima/Luft, Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität; Landschaftsbild; 
Mensch und Kulturgüter sowie eine Beschreibung der Wechselwirkungen zwischen 
den zuvor genannten Schutzgütern. Bewertung bei Durchführung der Planung von 
Wasserwirtschaft; Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, Licht, 
Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von Belästigungen; Abfälle und ihre 
Beseitigung und Verwertung; eingesetzte Techniken und Stoffe; menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt; Erneuerbare Energien. 
Beschreibung der Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 
Auswirkungen/Abarbeitung der Eingriffsregelung. Beschreibung anderweitiger 
Planungsmöglichkeiten und der erheblichen nachteiligen Auswirkungen, die auf Grund 
der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere 
Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind. Beschreibung der geplanten Maßnahmen 
zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt bei Durchführung der 
Planung. 

− Schriftliche Stellungnahmen zur frühzeitigen Behördenunterrichtung gem. § 4 Abs. 1 
BauGB von November bis Dezember 2023 mit umweltbezogenen Stellungnahmen des 
Regierungspräsidiums Tübingen (zur Raumordnung und zum Hochwasserschutz), des 
Regierungspräsidiums Freiburg (zur Geotechnik, Boden, Mineralische Rohstoffe, 
Grundwasser, Bergbau, Geotopschutz und allgemeinen Hinweisen), des 
Regierungspräsidiums Freiburg Forstdirektion (zur nicht Betroffenheit von Wald), des 
Regionalverbandes Bodensee-Oberschwaben (zu den Zielen der Raumordnung und 
zum Vorranggebiet für Naturschutz und Landschaftspflege entlang der Schussen), des 
BUND (zum Eingriff in den Uferbereich der Schussen und zur Bedeutung der Schussen 
im Biotopverbund) sowie des Landratsamtes Ravensburg mit den Sachgebieten Forst 
(zur nicht Betroffenheit von Wald), Abwasser (zum Schmutzwasser, zum Regenwasser 
und zur Einleitung von Niederschlagswasser in einen Vorfluter), Oberflächengewässer 
(zum Gewässer und Gewässerrandstreifen, zur Entwässerung des 
Änderungsbereichs, zu Hochwasser/festgesetzte Überschwemmungsgebiete, zur 



ökologische Verbesserung der Gewässer, zur Gewässerstruktur, zu den Zielen der 
Wasserrahmenrichtlinie und zum Risikogebiet (HQExtrem) nach § 78 b Abs. 1 Satz 1 
WHG) und des Naturschutzes (zum Schutz der gesetzlich geschützten Biotope, zur 
Erfordernis einer FFH-Vorprüfung, zum Artenschutz mit der Erfordernis einer 
artenschutzrechtlichen Relevanzbegehung, zur Erfordernis eines Umweltberichts 
sowie einer Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung und zur Ein- und Durchgrünung des 
Geltungsbereichs mit Pflanzgeboten) 

− Ergebnisvermerk des Termins zur frühzeitigen Behördenunterrichtung gem. § 4 Abs. 1 
BauGB am 14.12.2023 mit dem Landratsamt Ravensburg mit umweltbezogenen 
Stellungnahmen des Landratsamtes Ravensburg zu den Themenfeldern Naturschutz 
(zum Vorranggebiet für Naturschutz und Landschaftspflege im Bereich der Schussen, 
zum geschützten Biotop entlang der Bahnlinie, zur Durchführung einer FFH-
Vorprüfung sowie zur Ein- und Durchgrünung), Oberflächengewässer (zur 
Unterhaltungspflicht der Schussen, zum HQExtrem-Bereich sowie zum 
Gewässerrandstreifen), Immissionsschutz (zu Verkehrslärmimmissionen der 
Bahnstrecke "Ulm - Friedrichshafen" und zu Gewerbelärmimmissionen) 

− Natura 2000-Vorprüfung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Gewerbegebiet 
an der Eisenbahn - Nord" der Sieber Consult GmbH in der Fassung vom 10.10.2024 
(zu den Auswirkungen der geplanten Bebauung auf das FFH-Gebiet "Schussenbecken 
mit Tobelwäldern südlich Blitzenreute", insbesondere unter Berücksichtigung der 
Wirkfaktoren Licht und andere optische Emissionen, Lärm, Eintrag von 
Luftschadstoffen sowie Wassereinleitungen) 

− Artenschutzrechtlicher Kurzbericht der Sieber Consult GmbH in der Fassung vom 
20.08.2024 (zum Vorkommen geschützter Tierarten innerhalb des Plangebietes und 
notwendigen artenschutzrechtlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen) 

Die einschlägigen DIN-Normen, auf denen in den Festsetzungen verwiesen wird, stehen 
im Dienstsitz des Sachgebietes Bauen-Natur-Umwelt des GVV Fronreute-Wolpertswende 
(Kirchstraße 11, 88273 Fronreute) im Rahmen der förmlichen Beteiligung nach § 3 Abs. 2 
BauGB zur Einsicht zur Verfügung.  

Stellungnahmen können während der Dauer der Veröffentlichungsfrist abgegeben 
werden. Stellungnahmen sollen elektronisch übermittelt werden (info@gvv-fronreute-
wolpertswende.de), können bei Bedarf aber auch auf anderem Weg abgegeben werden. 
Stellungnahmen, die nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können gem. § 3 Abs. 2 
BauGB bzw. § 4a Abs. 5 BauGB bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben.  

Parallel mit der Veröffentlichung findet die Einholung der Stellungnahmen der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB auf Grund von § 4a 
Abs. 2 BauGB statt.  

Datenschutz: Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der 
Art.  6 Abs.  1 Buchst. e (DSGVO) i.V. mit § 3 BauGB und dem LDSG. Sofern Sie Ihre 
Stellungnahme ohne Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das 
Ergebnis der Prüfung. 

 

 

Wolpertswende, den 10.01.2025 

 

Daniel Steiner, Bürgermeister 
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